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Analyse 
Erdogan ist der Atatürk des 21. Jahrhunderts  

Neues Schwergewicht Die Türkei wird zur wichtigsten Vermittlerin im Nahen Osten. 
Sie hat von der Nachbarschaftspolitik der EU gelernt. Von Volker Perthes* 

Als Ministerpräsident Erdogan vor zwölf Jahren öffentlich ein Gedicht zitierte, in dem von 
Moscheen als «unseren Kasernen» und von Minaretten als «unseren Bajonetten» die Rede 
war, wurde er von einem türkischen Staatssicherheitsgericht noch zu «lebenslangem» 
Politikverbot verurteilt. Heute hat seine Regierung in der Türkei beeindruckende innere 
Reformen lanciert und im Laufe der letzten zwei Jahre bemerkenswerte Initiativen gegenüber 
den Nachbarn unternommen. Dazu gehörten der Abschluss mehrerer Protokolle über die 
Normalisierung der Beziehungen zu Armenien, die Abschaffung der Visapflicht im 
Reiseverkehr mit Syrien und der Beginn einer Reihe von Kooperationsmassnahmen mit dem 
Irak. 

Die regionale Diplomatie Ankaras beschränkt sich aber nicht nur auf die bilateralen 
Beziehungen mit den direkten Nachbarn, sondern versucht auch aktiv zur Konfliktlösung 
beizutragen. So beteiligte sich die Türkei im Frühjahr 2007 an der Vermittlung eines 
Kompromisses, durch die sich die innenpolitische Blockade im Libanon auflösen liess; 
ermutigte Gespräche zwischen Palästinensern und Israeli, arrangierte auch einen israelisch-
pakistanischen Austausch und sorgte hartnäckig dafür, dass israelische und syrische 
Unterhändler bis Ende 2008 in immerhin fünf Gesprächsrunden versuchten, eine Basis für 
die Wiederaufnahme offizieller Friedensverhandlungen zu finden. 

Diese Ausrichtung der türkischen Aussenpolitik auf die regionale Nachbarschaft reflektiert 
den Ansatz des heutigen Aussenministers, Ahmet Davotoglu. Als wichtigstes Ziel gilt, die 
Beziehungen mit den direkten Nachbarn so zu gestalten, dass es an den Aussengrenzen 
des Landes «null Probleme» gibt. Das ist schon deshalb bemerkenswert, weil die 
Beziehungen der Türkei zu den meisten Nachbarn über Jahrzehnte von starken Spannungen 
geprägt waren. Ibrahim Kalin, Davotoglus Nachfolger als aussenpolitischer Berater Erdogans, 
benennt im Gespräch die Leitlinien dieser Nachbarschaftspolitik: Man werde alle Akteure 
engagieren, die Ergebnisse demokratischer Wahlen respektieren, sich um den Ausbau 
kultureller und wirtschaftlicher Beziehungen mit den Ländern der Region bemühen sowie mit 
regionalen und internationalen Organisationen, wie den Vereinten Nationen oder der 
Arabischen Liga, zusammenarbeiten. Auf dieser Grundlage, so wird auch Ministerpräsident 
Erdogan nicht müde zu betonen, könne die Türkei wesentliche Beiträge zum regionalen und 
internationalen Frieden leisten. 

Die neue Politik Ankaras spiegelt und fördert aber das wachsende Gewicht der Türkei in 
ihrer regionalen Umgebung. Positiv hat sich vor allem eine Veränderung ausgewirkt, die 
Erdogans Strategen initiiert haben: Man versteht heute in Ankara, dass die Akzeptanz und 
die Handlungsmöglichkeiten der Türkei in ihrer unmittelbaren Nachbarschaft auch davon 
abhängen, wie sie eigene, innere Probleme löst. So wäre die Verbesserung der politischen, 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Beziehungen mit dem Irak kaum möglich gewesen, 
wenn Ankara nicht auf seinen eigenen kurdischen Bevölkerungsteil zugegangen wäre - etwa 
was die Nutzung des Kurdischen in der Öffentlichkeit betrifft. Wer eine Vermittlerrolle in der 
engeren und weiteren Nachbarschaft spielen will, muss zeigen, dass er sich auch um 
Frieden und inneren Ausgleich im eigenen Land bemüht. In gewisser Weise modernisiert die 



AKP-Regierung damit eine Doktrin von Staatsgründer Atatürk: «Frieden zu Hause, Frieden in 
der Welt.» 

Die Rolle der Türkei darf aber nicht überschätzt werden. In gewissen Fällen sind türkische 
Initiativen auf wenig Interesse gestossen: Die iranische Regierung etwa, um deren Vertrauen 
Erdogan sich bemüht, hat das türkische Angebot, im Atomstreit als Vermittler mit den USA 
zu wirken, schroff zurückgewiesen. In Teheran will man lieber direkt und auf Augenhöhe mit 
Washington kommunizieren. 

Einige westliche Partner befürchten, dass die Türkei ihre West-Orientierung aufgeben könnte. 
Tatsächlich scheint die Öffnung in der Nachbarschaft rhetorisch auf Kosten des westlichen 
Bündnisses zu gehen. Die Nato, der die Türkei seit über einem halben Jahrhundert angehört, 
kommt in den Reden des Ministerpräsidenten kaum vor. Das heisst nicht, dass Erdogan der 
Allianz den Rücken kehren will. Er hat aber wenig Interesse, zu Hause viel über die Nato zu 
reden. Zum populistischen Diskurs des Ministerpräsidenten passt es besser, die Solidarität 
mit muslimischen Staaten zu betonen. Den Nato-Partnern versucht Erdogan zu vermitteln, 
wie wichtig die Rolle seines Landes für gemeinsame Anliegen in der türkischen 
Nachbarschaft sei - etwa für Fortschritte im nahöstlichen Friedensprozess. 

Verzicht auf Visumspflicht 

Die Hinwendung der Türkei zur Nachbarschaft reflektiert auch, dass ein türkischer EU-Beitritt 
wegen der Stimmung in vielen EU-Staaten kurzfristig nicht wahrscheinlich ist. Da hilft auch 
nicht, dass die Strategie der Türkei wie eine Übersetzung der EU-Nachbarschaftspolitik in 
die eigene Region wirkt - wegen der Instrumentalisierung von Handel, Investitionen und 
Reisemöglichkeiten. Man wisse, dass ein visafreier Reiseverkehr mit Syrien mit dem 
Schengen-Abkommen nicht vereinbar sei, sagt der türkische Europaminister. Nur stehe eine 
Mitgliedschaft der Türkei im Schengen-Abkommen und in der EU nicht unmittelbar bevor. 
Wenn es so weit sei, werde man sich gern entscheiden. 

Man sollte die regionale Öffnung der Türkei nicht als Abwendung von Europa betrachten. 
Eine Türkei, die sich um Frieden, Ausgleich und Zusammenarbeit mit und zwischen ihren 
Nachbarn bemüht, fördert auch gesamteuropäische Interessen. Sie entspricht auch den 
Transformationszielen, welche die EU in der eigenen Nachbarschaft verfolgt. So sind 
Grenzöffnungen oder ein Verzicht auf die Visumspflicht immer auch vertrauensbildende 
Massnahmen. Und wichtiger noch: Wenn türkische Politik beginnt, Macht und Bedeutung 
des eigenen Landes nicht in erster Linie an militärischer Stärke, sondern an der Fähigkeit zu 
messen, diplomatische Lösungen zu finden, dann könnte sie damit einen heilsamen Einfluss 
auf die zwischenstaatlichen Beziehungen in der südlichen und östlichen Nachbarschaft 
Europas ausüben. 

* Volker Perthes leitet die Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP) in Berlin und ist Autor 
zahlreicher Studien über den Nahen und Mittleren Osten. 

 


